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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:
„ „ „ „ ° ° „ „ „ „ „ °/° „ ° „

Beklagten und Revisionsbeklagten°

Der 40„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 44° März 1967 durch

_Senatspräsident Dr„ T e s m e r
— Vorsitzender -‚

Bundesrichter Drc S t r a u B «'

Bundesrichter Dr° B r o c k e *=-
Bundessozieirichter Dr„ L a u b e

‘Bundessozialrichter Dr° G e n e n g e r

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 22„'

Mai 4964 aufgehoben und die Sache zur erneuten

Entscheidung an dieses Gericht zurückverwiesen°

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem ab—

schließenden Urteil vorbehalteno
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Der Kläger ist im Jahre 1902 in Oberschlesien geborenß

Er war von August 1939 bis Januar 1940 und erneut von

Februar 1945 an Soldat; im September 1945 wurde er aus

russischer Gefangenschaft entlassen und mußte bis zum

März 1957 in Schlesien verbleiben° Nachdem er in das

Bundesgebiet gekommen war‚ stellte er im August 1957

einen Antrag auf Versorgung wegen
einer Herzmuskelent—

zündung7 eines Rheumatismus, Schmerzen im Hinterkopf

und Ischiasreizes° In seinem Versorgungsantrag gab er

an‚ beim Vormarsch im Polenfeldzug nach heftigen Herz—

schmerzen und Atemnot besinnungslos zusammengebrochen

zu sein° Während des Fronteinsatzes in Jugoslawien 19&5

sei er mit stark geschwollenen Beinen und Schmerzen in

den Gelenken, am Hinterkopf und am Herzen zunächst in

‚ein Feldlazarett und von dort in das Reservelazarett

Dianabad bei Wien eingewiesen werden° Während seines
Aufenthalts in Schlesien nach dem Kriege sei er stän—

dig in ambulanter ärztlicher Behandlung gewesen und

habe sich in verschiedenen Kuranstalten befunden°

Der vom Versorgungsamt (VersorgA) gehörte Facharzt für

innere Krankheiten Dr° Kt;::::lg führte in seinem Gutw
achten vom 17° Dezember 1957 aus, beim Kläger bestehe

eine Coronarinsuffizienz, die auf eine altersbedingte

Coronarsklerose zurückzuführen sei und zu einer Herz—

muskelschädigung geführt haben Es sei unwahrscheinlich?
daß eine einmalige größere Marschleistung während des

Polenfeldzuges zu dieser Erkrankung geführt habe„ Wahrw

scheinlich seien die damaligen Beschwerden funktioneller

Art gewesen, während es sich jetzt mit Sicherheit um
sklerotische Erscheinungen handle° Für die geklagten

Schmerzen im Hinterkopf könne ein krankhafter Befund

nicht festgestellt werden.° Für ein rheumatisches Lei"
‘.

.
den und für ein Ischiasläiden bestehe kein Anhalto Die
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SenkuSpreiz—Füße des Klägers seien ebenfalls anlagebedingt„

Daraufhin lehnte die Versorgungsbehörde den Antrag des

Klägers mit Bescheid vom 22° Februar 4958 abo Der Wider—

spruch war erfolglos {Widerspruchsbescheid vom 45° De—

zember 4958)° Das Sozialgericht (SG) hat mit Urteil vom
26° Februar 4960 die Klage abgewiesen°

Auf die Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht

{LSG} ein Gutachten nach 5 409 des Sozialgerichtsgeset—

zes (GGG) von Prof° Dr„ K 11222132'5Gutachten vom 24„

Februar 4964) eingeholt° Es hat daraufhin mit Urteil

vom 220 Mai 4964 die Berufung des Klägers gegen das

Urteil des SG Aachen vom 26" Februar 4960 zurückgewie-

sen, weil der Kläger keinen Anspruch auf Anerkennung

der von ihm geltend gemachten Gesundheitsstörungen habe,

nämlich der Coronarinsuffizienz, der Schäden an der Wir-

belsäule sowie der Arthritis der Knie— und Fußgelenke°

Es sei nicht wahrscheinlich‚ daß diese Gesundheitsstö—

rungen ursächlich auf die vom Kläger angeschuldigten

Umstände Zurückzuführen seien° Auch eine Verschlimmerung

der alters— und anlagebedingten Erkrankungen infolge

des Kriegsdienstes und der Gefangenschaft scheide aus°

_Diese Schlußfolgerungen seien bei kritischer Würdigung

des Gesamtergebnisses der im Laufe des Verfahrens er—

hobenen Beweise berechtigt, dabei seien in tatsächlicher

Hinsicht die Angaben des Klägers voll berücksichtigt

worden° Zu folgen sei dem Gutachten von Prof„ Dr° KT:;1$&

“”I; durch das die versorgungsärztliche Beurteilung be—

stätigt wurde„ Danach sei die Coronarinsuffizienz des

Klägers die Folge von degenerativen altersbedingten Ge—

fäß— bzw; Herzmuskelveränderungen; die spondylarthroti—

schen Veränderungen der Halswirbelsäule seien ebenfalls,

rein anlagebedingte Verschieißerscheinungen7 welche die

gesamte Wirbelsäule befallen hätten° Eine Arthritis der

Knie— und Fußgelénke des Klägers habe röntgenologisch

ausgeschlossen werdenlkönnen? während die bestehenden

..Lv‚ ..
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Senk—Spreiz—Füße als anlagebedingte Erkrankungen bewer—

tet werden müßtena Diese Beurteilung von Dr° KT3331334;
sei schlüssig und wohl begründet und stimme voll mit der

'.Auffassung
von Dr° Khzxxixxz.übereino1111 Es erscheine sehr

unwahrscheinlich‚ daß eine einmalige Marschleistung zu
einer Coronargefäßschädigung geführt habe° Wäre das tat—
sächlich der Fall gewesen, so sei zu erwarten gewesen?

daß die stenocardischen Beschwerden des Klägers zu Brücken

symptomen und zu einer wesentlich früheren Verschlimme—

rung geführt haben würden° Auch eine ärztliche Behandlung

wäre bei einem schwerwiegenden Befund wahrscheinlich un—
erläßlich gewesen‚ so daß aus ihrem Fehlen gefolgert

werden könne, daß die vom Kläger während des Polcnfeld—

zuges empfundenen Beschwerden nur funktioneller Natur

gewesen sind° Hinsichtlich der Bewertung der Verschlei■m

erscheinungen an der Wirbelsäule des Klägers sei eben—

falls den Ausführungen von Prof° Dr° szz “;tzu fol—

gen„ dessen Beurteilung in Übereinstimmung mit der Lehrn

meinung namhafter Autoren stehe°

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen,

In der Réchtsmittelbelehrung ist ua
ausgeführt, daß je—

der bei einem deutschen Gericht zugelassene Rechtsanwalt

und jeder Verwaltungsrechtsrat als Prozeßbevollmächtigtex

vor dem Bundessozialgericht (BSG) zugelassen sei„ Als'Ver

waltungsrechtsrat gelte auch derjenige‚ der aufgrund der

vorgeschriebenen Prüfungen die Befähigung zum höheren

Verwaltungsdienst habe und dem das Auftreten vor den

Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit allgemein g°»

stattet sei {@ 247 Abs° 2 SGG)„

Gegen dieses dem Kläger am 8° August 1964 zugestellte

Urteil hat er zunächst selbst mit einem Schreiben vom
50 September 1964 Revision eingelegt, welche durch Be—

schluß des BSG vom 290 September 4964 als unzulässig

verworfen werden ist„
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Sodann hat der Kläger durch seinen jetzigen Prozeßbevoll—

mächtigten mit Schriftsatz vom 2° August 4965‚ beim BSG

am 5° August 4965 eingegangen‚ Revision eingelegt und die—

se mit Schriftsatz vom 20° August 4965‚ am selben Tage

beim BSG eingegangen‚ begründet° Er beantragt‚

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Streitsache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisen‚

In der Revisionsbegründung‚ auf die Bezug genommen wird‚

trägt der Kläger vor‚ die Rechtsmittelbelehrung des an—

gefochtenen Urteils sei unrichtig‚ denn das LSG habe in

der Rechtsmittelbelehrung die Verwaltungsrechtsräte als

vor dem BSG zugelassene Prozeßbevollmächtigte bezeichnet‚

obwohl nach 5 209 der Bundesrechtsanwaltsordnung 7BRAO)

vom 40 August 1959 (BGBl I 565) Verwaltungsrechtsräte

nicht mehr Prozeßbevollmächtigte sein konnten° Wegen der

Unrichtigkeit der Rechtsmittelbelehrung betrage die Re—

visionsfrist gemäß 5 66 Abse 2 SGGein Jahr? so daß die
mit Schriftsatz vom 20 August 1965 eingelegte Revision
rechtzeitig eingegangen sei°

Im übrigen rügt der Kläger eine Verletzung der 55 405
und 128 SGG durch das LSG und trägt insbesondere vor?

das LSG habe seine Feststellung‚ daß die Herzerkrankung

nicht mit Wahrscheinlichkeit auf die angeschuldigten

Umstände zurückzuführen ist„ nicht aus dem Gesamtergeb—

nis des Verfahrens gewonneno Zwar sei im Tatbestand

des angefochtenen Urteils neben anderem auch sein Vor—

bringen wiedergegeben9 daß er in Jugoslawien wegen Herz—
beschwerden‚ Schmerzen im Hinterkopf und in den Beinen

in das Reservelazarett Dianabad bei Wien eingewiesen

werden sei, das LSG habe aber dieses verbringen nicht

bei der Beurteilung der Frage berücksichtigt‚ ob die

Herzerkrankung auf die Strapazen in Jugoslawien zurück-

geführt werden könnte° Insoweit sei es nur auf seine

-6—
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Erlebnisse im Polenfeldzug im Jahre 4959 eingegangen°
Wenn das LSG aus dem Fehlen einer ärztlichen Behandlung

im Jahre 4959 ungünstige Schlüsse gezogen habe, so habe

es sich nunmehr mit der Tatsache der stationären Behand—

lung im Anschluß an den Einsatz in Jugoslawien im Jahre

4944 konfrontiert gesehen, die von den Sachverständigen

offenbar deshalb nicht in den Kreis ihrer Erörterungen

einbezogen worden sei, weil insoweit medizinische Unter»

lagen nicht vorhanden gewesen sind° Das LSG hätte sich

aber im Rahmen seiner Sachaufklärungspflicht nach 5 403

.
SGG gedrängt fühlen müssen, noch weitere Unterlagen

einzufordern, inSbesondere beim Zentralarchiv in Wien°

Hierzu liegt eine vom Kläger eingereichte Bescheinigung

des Zentralarchivs über seine Behandlung im Lazarett

Dianabad bei Wien vor„

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

‚Er ist nach den Ausführungen seines Vertréters in der
mündlichen Verhandlung der Auffassung, daß die Rechtsmitn

telbelehrung nicht unrichtig LS° des @ 66 Abs° 2 SGG
ist und daher die zwar formgerecht, aber verspätet ein—

gelegte Revision unzulässig sei°

Entgegen seiner Auffassung ist aber die Revision zu*

lässig° Wenngleich der Kläger schon einmal mit Schrei—

ben vom 5, September 4964 Revision eingelegt hatte, die

durch Beschluß vom 290 September 4964 (Az„: 40 RV 798/64)

als unzulässig verworfen worden ist, konnte er nochmals

Revision einlegen° Wird eine Revision_als unzulässig

verworfen, so kann der Beteiligte von diesem Rechtsmit—

tel nochmals Gebrauch machen, sofern die Rechtsmittel—

frist noch nicht abgelaufen ist {BGH in NJW 4966 SO 4753,

4754 mit weiteren Hinweisen)° Der Kläger konnte also un»

boschadet der mit Schreiben vom 5, September 4964 ein—

gelegten Revision nochmals Revision mit Schriftsatz seines

_ 7 _
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Prozeßbcvollmächtigten vom 2° August 4965 einlegen°

Diese Revision ist noch fristgerecht eingelegt worden.

Nach 5 464 Abs„ 4 SGG ist die Revision binnen eines

Monats nach Zustellung des Urteils schriftlich beim

BSG durch einen zugelassenen Prozeßbevollmächtigten

/{% 466 SGG) einzulegen und binnen eines weiteren Mo—

nats zu begründen° Nach 5 66 SGGbeginnt die Frist

für ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechtsbehelf

nur dann zu laufen‚ wenn der Beteiligte über den Rechts—

behelf‚ die Verwaltungsstelle oder das Gericht‚ bei de—

nen der Rechtsbehelf anzubringen ist„ den Sitz und die

einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden ist„ Ist

die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt‚ so

ist die Einlegung des Rechtsbehelfs noch innerhalb

eines Jahres seit Zustellung° Eröffnung oder Verkün—

dung zulässig‚ außer wenn die Einlegung vor Ablauf

der Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war

oder eine schriftliche Belehrung dahin erfolgt ist‚

daß ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei° Im vorliegen«

den Fall ist die Revisionsfrist von einem Monat gemäß

% 464 Abs° 4 SGG durch die Zustellung des angefochte—

nen Urteils am 8„ August 4964 nicht in Lauf gesetzt

worden‚ weil die Rechtsmittelbelehrung im Urteil un»

richtig i„S„ des 5 66 Abs„ 2 SGG ist° Sie enthält näm—

lich den unzutreffenden Hinweis, daß Verwaltungsrechts—

räte gemäß 5 247 SGG als Prozeßbevollmächtigte vor dem

BSG zugelassen sind, obwohl im Zeitpunkt der Zustellung

des angefochtenen Urteils eine Prozeßvertretungsbefugu’

nis durch Verwaltungsrechtsräte vor dem BSG gesetzlich

nicht mehr bestand° Verwaltungsrechtsräte waren nachy/

% 24W SGGnur "bis zu einer einheitlichen Regelung/f
durch die Bundesrechtsanwaltsordnung" als Prozeßbe»

vollmächtigte vor dem BSGzugelassen° Die "einheitff
liche Regelung” ist durch die BRAOvom ■o August 4959
erfolgt? die am 4c Oktober 4959 in Kraft getreten ist

(5 251»BRAOL, und nach deren % 252 Abs„ 2 die bisheri—

„ 8 _
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‚gen Zulassungen
von Verwaltungsrechtsräten zum Auftreten

l vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit QS 247
Abs° 2 SGG) ein Jahr nach dem Inkrafttreten der BRAO

_erloschen sind“ Mithin sind spätestens vom 4° Oktober
14960

an Verwaltungsrechtsräte auch nicht mehr gemäß

$ 247 SGG als Prozeßbevollmächtigte vor dem BSG zuge—

lassen, sondern nur noch die in 5 466 Abso 2 SGG auf_
geführten Personen‚ nämlich die Mitglieder und Angeste■l

-_ten von Gewerkschaften‚ von selbständigen Vereinigungen

von Arbeitnehmern mit sozial— oder berufspolitischer
>Zwecksetzung‚ von Vereinigungen von Arbeitgebern und

' von Vereinigungen der Kriegsopfer9 sofern sie kraft

Satzung oder Vollmacht zur Prozeßvertretung befugt sind;

sowie jeder bei einem deutschen Gericht zugelassene

Rechtsanwalt° Die Rechtsmittelbelehrung im angefochtenen

Urteil widerspricht somit dem Gesetz„ Eine den gesetz—

lichen Vorschriften entgegenstehende Rechtsmittelbeleh»

rung ist unrichtig i.‚S° des 5 66 Abs„ 2 SGG( Die Anwen«
dung des 5 66 Abso 2 SGGhängt nicht davon ab7 daß der
Rechtsbehelf gerade wegen dieser Unrichtigkeit fehlerheit

eingelegt oder begründet worden ist; es bedarf also im

Einzelfall keiner Prüfung? ob eine Kausalität zwischen
der Unrichtigkeit der Rechtsmittelbelehrung und der

Fehlerhaftigkeit der Rechtsmitteleinlegung besteht.

(BSG 4, 254)° Der Beklagte meint allerdings‚ die Wir—
kungen des 5 66 Abso 2 SGG könnten nur dann einsetzen„

wenn die Unrichtigkeit der Rechtsmittelbelehrung wenig”

stens generell geeignet ist‚ die Einlegung des in Be—

tracht kommenden Rechtsbehelfs zu erschweren (s° dazu

auch BVerwG vom 260 Oktober 4966 in Zeitschrift für
_den Lastenausgleich 4967 8° 52‚ 55 mit weiteren Hin-

weisen)° Im vorliegenden Fall kann jedoch dahinstehen„
ob diese Ansicht des Beklagten zutrifft, denn der in

der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils ent”

.
haltene unrichtige Zusatz war generell geeignet7 den

Kläger irrezuführen und seinen Entschluß‚ dangechts«
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mittel der Revision einzulegen‚ zu erschweren; es wäre

ihm nämlich unmöglich gewesen? einen Verwaltungsrechts—

rat als Prozeßbevollmächtigten zur Einlegung der Revision

zu finden‚ wenn er einen solchen zu seiner Vertretung

für besonders geeignet hielt und im Vertrauen auf die

Rechtsmittelbelehrung mit_seiner Vertretung beauftragen

wollte° Die Frist zur Einlegung der Revision beträgt

somit im vorliegenden Fall ein Jahr„ Da das angefoch—

tene Urteil dem Kläger am 8° August 4964 zugestellt

werden ist, ist die formgerechte‚ am 5° August 4965

beim BSG eingegangene Revision fristgerecht eingelegt

worden"

Da das LSG die Revision nicht nach 5 462 Abs° 4 Nr° 4
SGG zugelassen und der Kläger keine Gesetzesverletzung

bei der Anwendung der in der Kriegsopferversorgung gel—

tenden Kausalitätsnorm LS° des 5 462 Abs° 4 Nro 5 SGG

gerügt hat, ist die Revision nur statthaft‚ wenn ein

wesentlicher Mangel im Verfahren des LSG i„S„ des 5 462

Abs° 4 Nr° 2 SGG gerügt wird und vorliegt (BSG 49 450)5

Werden mehrere Verfahrensmängel gerügt und liegt einer

der gerügten wesentlichen Verfahrensmängel vor9 so
kommt es für die Statthaftigkeit der Revision nicht

mehr darauf an, ob auch die anderen gerügten wesent—

lichen Mängel im Verfahren des LSG gegeben sind 7BSG

in SozR SGG% 462 Nr° 422)„ Der Kläger rügt zutreffend
eine Verletzung des 5 428 SGG durch das LSG„ Nach die—

ser Vorschrift entscheidet das Gericht nach seiner frei—

en‚ aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen
Überzeugungo Es hat in dem Urteil die Gründe anzugeben‚
die für seine richterliche Überzeugung leitend gewesen
sind° Eine Verletzung des Rechts zur freien Beweiswürdi—

gung liegt dann vor‚ wenn das Gericht.die gesetzlichen

Grenzen dieses Rechts überschritten‚ insbesondere gegen
Erfahrungssätze des täglichen Lebens oder gegen Denk—

gesetze verstoßen hat (BSG 2„ 256)„ Eine Verletzung des
@ 428 SGG liegt auch dann vor, wenn das LSG seine Über«

_ 40 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 40 _

zeugung nicht aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens ge—

wonncn hat„ Nach dem Tatbestand des angefochtenen Urteils

hat der Kläger die von ihm geltend gemachten Gesundheitsw

störungen auf zwei Ereignisse zurückgeführt‚ nämlich auf

eine übermäßig anstrengende Marschleistung während des

Polenfeldzuges im Jahre 4959 und weiterhin auf die An—

strengungen während des Feldzuges in Jugoslawien im

Jahre 4944‚ die zu seiner Einweisung wegen Herzbeschwer—

den‚ geschwollenen Beinen? Fuß—, Gelenk— und Kbpfschmerzen

Zunächst in ein Feldlazarett und sodann anschließend in

das Reservelazarett Dianabad bei Wien geführt hättcno

Das LSG hat die Anerkennung der geltend gemachten Ge—

sundheitsstörungen sowohl LS° der Entstehung als auch

der Verschlimmerung mit der Begründung abgelehnt‚ es

halte diese Ablehnung ”bei kritischer Würdigung des Er—
gebnisses der im Laufe des Verfahrens erhobenen Beweise"

für berechtigt, "wobei es in tatsächlicher Hinsicht von

den Angaben des Klägers ausgeht und diese voll berück—
sichtigt"° Es hat sodann auf die Gutachten von Prof°

_Dr° K311131333 und Dr° K:zr;x:xnzverwiesen und hinsicht
lich der Herzerkrankung ausgeführt‚ daß es die Beurtei«

lung des Sachverständigen Prof° Dr° Ktxzznrxzx 1111für

schlüssig und bedenkenfrei halteo Es erscheine sehr

unwahrscheinlich‚ "daß eine einmalige Marschleistung"

zu einer Coronargefäßschädigung geführt haben solleo
Wäre das tatsächlich der Fall gewesen‚ so hätte nämlich

zu erwarten gestanden‚ daß die stenocardischen Beschwerh

den des Klägers zu Brückensymptomen und zu einer we—

sentlich früheren Verschlimmerung geführt haben würden°
Auch eine ärztliche Behandlung wäre bei einem Schwer—

wiegenden Befund wahrscheinlich unerläßlich gewesen?

so daß aus ihrem Fehlen gefolgert werden könne? daß die

vom Kläger ”während des Polenfeldzuges empfundenen Be—

schwerden" lediglich funktioneller Natur gewesen seien
(s° dazu So 6 unten und SO 7 oben des Urteilsabdrucks)„

Obwohl das LSG am Anfang seiner Begründung ausgeführt
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hat‚ es sei bei seiner Beurteilung in tatsächlicher Hin—

sicht ”von den Angaben des Klägers ausgegangen" und habe

diese ”voll berücksichtigt" — nach dem Tatbestand des

angefochtenen Urteils also nicht nur die behaupteten

Strapazen des Polenfeldzuges„ sondern auch die des

Feldzuges in Jugbslawien sowie die Erkrankungen im

Jahre 4944 —‚ hat das LSG den ursächlichen Zusammen—

hang der geltend gemachten Herzerkrankung des Klägers

ausschließlich mit den von ihm behaupteten Strapazen

des Polenfeldzuges geprüft und auch nur insoweit den

Vortrag des Klägers im Rahmen des 5 428 Abs„ 4 SGG
gewürdigto Zwar bedarf es für eine hinreichende Mür—

digung der Sach— und Rechtslage in dem Urteil des LSG

nicht notwendig eines ausdrücklichen Eingehens auf

jedes einzelne Vorbringen eines Beteiligten und einer

ausdrücklichen Auseinandersetzung damit‚ jedoch muß

sich aus dem Urteil ergeben„ daß das Berufungsgericht

alle für seine Entscheidung maßgebenden Umstände sach-

entsprechend gewürdigt hat (BSG 4‚ 94)„ Die Urteils—
gründe ergeben im vorliegenden Fall nichts dafür„ daß

sich das LSG auch mit dem Vorbringen des Klägers über

die Vorgänge in Jugoslawien und seinen Lazarettaufent—

halt im Jahre 4944 auseinandergesetzt hat; dies auch

nicht etwa in der Weise? daß es sich insoweit auf Aus—

'führungen der_gehörten Gutachter hätte beziehen können„
Zwar hat der vom Versorgll gehörte Gutachter Drc K';_'_';j;'_;1;'_;‘_'_;'_3_';;;;_';;;;"""»
in seinem Gutachten vom 47° Dezember 4957 in der Anam—

nese {So 2 dieses Gutachtens) die Ereignisse in Jugos—
Il.awien aufgeführt

‚ und Pro■ Dr.‚ Kf::::;;:;;:;;::;;:::11;11111111112hat sich
in seinem Gutachten vom 24° Februar 4964 auf diese

Anamnese bezogen‚ jedoch haben beide bei der medizi—

nischen Würdigung nur die Angaben des Klägers über die
Einwirkungen der anstrengenden Marschleistung in Polen

im Jahre 4959 berücksichtigt; auf die Behauptungen des

Klägers über die Ereignisse des Jahres 4944 in Jugos—_

lawien sind beide Ärzte in medizinischer Hinsicht über—

’! _qg..
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’ haupt nicht eingegangen„ Da das LSG von der sachlich—

rechtlichen Auffassung ausgegangen ist, daß wegen des

Fehlens von Brückensymptomen und ärztlicher Behandlung

nach 1959 nicht angenommen werden könne‚ daß die einma—

lige Marschleistung in Polen zu einer Coronargefäßschä—

digung geführt hat, der Kläger aber auch behauptet hat,

daß er in Jugoslawien wegen des anstrengenden Dienstes

mit Herzbeschwerden und anderen Krankheitserscheinungen
'%’_in das Reservelazarett Dianabad bei Wien eingeliefert

' werden ist‚ hätte sich das LSG mit diesen Angaben des

Klägers auseinandersetzen müssen° Insoweit beruht die

Feststellung des Berufungsgerichts7 daß die Herzerkranw

kung nicht auf schädigende Einwirkungen i„S„ des Bundes

versorgungsgesetzes zurückzuführenist7 nicht auf dem

Gesamtergebnis des Verfahrens LS° des 5 128 SGG„ Hier“

in liegt ein wesentlicher Mangel im Verfahren des LSG’

LS° des 5 462 Abs° 4 Nr„ 2 SGG, so daß die Revision

statthaft ist° Sie ist auch begründet9 da die Möglich«
keit besteht‚ daß das LSG bei einem ordnungsgemäßen

Verfahren zu einem für den Kläger positiven Ergebnis

gexommen wäre„ Das angefochtene Urteil war daher aufzuu

heben„ Mangels ausreichender Feststellungen konnte der.

Senat in der Sache selbst nicht entscheiden? so daß sie

an das LSG zurückverwiesen werden mußte {% 170 Abs° 2

Satz 2 SGG)O
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